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28 . 05 . 84 


Sachgebiet 8 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Gegen Aussperrung im Tarifkonflikt und Aushöhiung des Streikrechts 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag verurteilt die Aussperrung, mit der die 
Unternehmer in der Metalhndustrie den Streik für die Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit brechen wollen. Er fordert die Bundes- 
anstalt in Nürnberg auf, die bei Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit 
anstehenden Gelder an die Betroffenen auszuzahlen, auch wenn 
der Arbeitsausfall indirekt durch Streik bedingt ist. 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Entscheidung des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit in 
Nürnberg, Franke, an diesen Personenkreis keine Gelder auszu- 
zahlen, entspricht nicht der Neutrahtätspfücht der Bundesanstalt, 
sondern bedeutet einen einseitigen Eingriff in die Tarifausein- 
andersetzung zugunsten der Unternehmer. Die Folgen der Aus- 
sperrung werden dadurch erhebhch verschlimmert und auf einen 
wesentlich größeren Personenkreis ausgedehnt. Der Präsident 
verweigert damit den Versicherungsschutz, der von den Arbeiten- 
den durch ihren Beitrag zur Arbeitslosenversicherung erworben 
wurde. 


Der Deutsche Bundestag sieht in der Aussperrung kein gleichwer- 
tiges und legitimes Mittel gegen den Streik! 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Streik hat sich als Notwehr der abhängig Beschäftigten gegen 
die Untemehmermacht entwickelt. Als einzelner ist der Arbeiter 
im Interessenkonfükt dem Unternehmer unterlegen, solange die- 
ser die alleinige Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel 
hat. Die Arbeitnehmer können dem nur die gemeinsame Verwei- 
gerung der Arbeit und in besonderen Fällen wie bei Betriebs- 
schheßimgen imd Aussperrungen Betriebsbesetzungen als wirk- 
same Mittel entgegensetzen. Die Aussperrung schafft nicht die 
viel zitierte „Waffengleichheit" sondern erhöht vielmehr das 
Ungleichgewicht zugunsten der Unternehmer. Dadurch wird das 
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Streikrecht ausgehölt und der Machtvorteü der Verfügungsgewalt 
auch gegen den Streik voll durchgesetzt. Die Aussperrung führt 
zum Einkommensausfall und damit zur Gefährdung der materiel- 
len Existenz der Arbeitnehmer, die nicht streiken, aber von den 
Unternehmern an der Arbeit gehindert werden. Dadurch wollen 
die Unternehmer das Durchstehvermögen der Arbeitnehmer 
untergraben und die gewerkschafthche Streikkraft einschränken. 
Durch die Aussperrung wird also das grundgesetzhch verankerte 
Koahtions- und Streikrecht unterlaufen. Eine vergleichbare exi- 
stenzielle Bedrohung der Unternehmer gibt es nicht. Sie verfügen 
über ein imgleich größeres Vermögenspolster und können die 
Folgen des Streiks in der Produktion und über die Preisgestaltung 
auffangen und auf verschiedenste Weise kompensieren. Die 
Erfahrung der Streikgeschichte belegt, daß die von Unternehmer- 
seite beschworenen Gefahren eines angebhch streikbedingten 
„Zusammenbruches" von Unternehmen mit irreparablen Schäden 
für die Wirtschaft praktisch nicht bestehen. 


Der Deutsche Bundestag betont, daß das Streikrecht ein Grund- 
recht und unverzichtbarer Bestandteil unserer Demokratie ist und 
verwehrt sich gegen die Diffamierung dieses Grundrechtes und 
derer, die es in Anspruch nehmen. 


Das Streikrecht als Grundrecht darf nicht kurzfristigen Wirt- 
schaftsinteressen geopfert werden. Der Deutsche Bundestag wen- 
det sich dagegen, den Streikenden schon heute die Schuld für die 
kommenden wirtschafthchen Schwierigkeiten in die Schuhe zu 
schieben. Der Streik ist vielmehr als Reaktion auf die anhaltend 
hohe Arbeitslosigkeit zu sehen, die das Ergebnis der Pohtik von 
Unternehmern und Regierung ist. Das Streikrecht und die Streik- 
fähigkeit sind eine bedeutende soziale und demokratische Errun- 
genschaft. Die ökonomische, ökologische und soziale Krise dürfen 
nicht dazu mißbraucht werden, diese Errungenschaft auszu- 
höhlen. 


Die öffenthchen Arbeitgeber in der Bundesrepubhk Deutschland 
werden deshalb aufgefordert, ihre gegen die Gewerkschaft ÖTV 
erhobenen Klagen zurückzunehmen, mit der die Unzulässigkeit 
von Warnstreiks festgestellt werden soll. Auch die sozialdemokra- 
tisch regierten Länder und Kommunen tragen die Verantwortung 
dafür, wenn durch richthcherhche Entscheidung die Durchset- 
zung der 35-Stunden-Woche im öffenthchen Dienst erschwert 
wird. Es müssen aUe Versuche abgewehrt werden, das grundge- 
setzhch verbriefte Streikrecht einzuschränken. 

Bonn, den 28. Mai 1984 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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